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Stand: 28.06.2022 

Bundesamt für Güterverkehr 
- nur elektronische Übermittlung über das eService-Portal -

Richtlinie über die Förderung von leichten und schweren Nutzfahrzeugen mit alternativen, 
klimaschonenden Antrieben und dazugehöriger Tank- und Ladeinfrastruktur (KsNI) 

Änderungsmittei lung /  Verzicht auf Förderung  
( Lade-  und Tank inf r as t r ukt ur )  

gemäß Nr. 5 der Allgemeinen Nebenbestimmungen zur Projektförderung (ANBest-P) bzw. Nr. 5 der Allgemeinen Nebenbestimmungen 
für Zuwendungen zur Projektförderungen an Gebietskörperschaften (ANBest-Gk) und Nr. 8.3.2 der Richtlinie KsNI 

1. Antragsrücknahme bzw. (teilweiser) Verzicht auf Auszahlung einer Zuwendung

Ich nehme den Antrag vom _____________ (TT.MM.JJJJ) 

☐ vollständig zurück. ☐ teilweise1 im in Höhe von  Euro zurück: 

Lfd. Nr.2 
(lt. Antrag) / 
Förder-ID 

des Stand-
ortes3 

(letzte 4 Stellen 
lt. Zuwendungs- 

bzw. Ände-
rungsbescheid, 

z.B. S001)

Zutreffende Spalte 
ausfüllen:3

Näher Angaben zum Verzicht 
(z. B. „Ladesäule entfällt“) 

Verzicht 
in Höhe der 

beantragten Aus-
gaben2/ 

Höhe des Zu-
schusses4 
(in Euro) 

Lfd. Nr.2 
(lt. Antrag) / 
Förder-ID 

der 
Lade- oder 
Zapfsäule3 

(letzte 4 Stellen 
lt. 

Zuwendungs- 
bzw. Änder- 

ungsbescheid, 
z.B. L001 oder

Z001) 

Lfd. Nr. 2 
(lt. Antrag)/ 

Förder-ID der 
Standort- 

bezogenen 
Ausgaben für 
die Errichtung 
(und den An-

schluss)3 
(letzte 4 Stellen lt. 

Zuwendungs- 
bzw. Änderungs-

bescheid, z.B. 
E001) 

Gesamtsumme 

1 Sollte die Tabelle nicht ausreichen, füllen Sie bitte S. 1 der Änderungsmitteilung ein weiteres Mal aus. 
2 lt. Antrag, wenn vor Erhalt des Zuwendungsbescheids 
3 Nach Erlass des Zuwendungsbescheides bitte nur die Förder-ID angeben: Lt. Zuwendungsbescheid wurde Ihnen für jeden 
 Standort etc. eine „Förder-ID“ zugewiesen. Ihre Angaben zu der Infrastruktur werden dieser Förder-ID gem. Zuwendungsbescheid zugeordnet. 
4 lt. Zuwendungsbescheid 

Gz.: KsNI.  #XXX 

bzw. 

Antrags-ID: 

Absender/in: 
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2. Antrag auf Verlängerung des Bewilligungszeitraums

☐ Die 24-Monatsfrist zur Vorlage des Nachweises für die Erfüllung des Zuwendungszwecks (Bewilligungszeitraum)

und/ oder die Frist zur Vorlage des Verwendungsnachweises Teil I (vgl. Nr. 8.3.1 der Richtlinie) kann im Einzelfall
aus Gründen, die nicht in den Verantwortungsbereich des/der Zuwendungsempfängers/in fallen, verlängert werden.

Aus folgenden Gründen wird eine Verlängerung beantragt, entsprechende Unterlagen zur Glaubhaftmachung der 
Gründe werden als Anlage beigefügt:  

Ich/Wir beantrage/n, den Bewilligungszeitraum bis zum _____________ (TT.MM.JJJJ) zu verlängern. 

3. Nichteinhaltung der Zweckbindungsfrist

Folgende Infrastruktur/en wird/werden innerhalb der vierjährigen Zweckbindungsfrist nicht ununterbrochen von dem Zu-
wendungsempfänger betrieben. 

Förder-ID 
des Standortes 

Zeitpunkt der Kenntnis der 
Nichteinhaltung der Zweck-

bindungsfrist 

Grund für Nichteinhaltung der Zweckbin-
dungsfrist 

Geben Sie hier bei Bedarf Näheres zum Grund für die Nichthaltung der Zweckbindungsfrist an, jeweils unter Nen-

nung Förder-ID des Standortes (vgl. Spalte 1): 

Hinweis: Nachweise im Zusammenhang mit der Nichteinhaltung der Zweckbindungsfrist werden bei Bedarf durch das 

Bundesamt angefordert. 
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4. Standortwechsel bei mobiler Tank- und Ladeinfrastruktur

Förder-D 
des Standortes 

Angaben zu neuem/n Standort/en 

Straße, Hausnummer 

PLZ Ort 

Bundesland 

Geo-Koordinaten 
Breitengrad (z.B. 50.94483) Längengrad (z.B.: 6.94066) 

Straße, Hausnummer 

PLZ Ort 

Bundesland 

Geo-Koordinaten 
Breitengrad (z.B. 50.94483) Längengrad (z.B.: 6.94066) 

Straße, Hausnummer 

PLZ Ort 

Bundesland 

Geo-Koordinaten 
Breitengrad (z.B. 50.94483) Längengrad (z.B.: 6.94066) 

Straße, Hausnummer 

PLZ Ort 

Bundesland 

Geo-Koordinaten 
Breitengrad (z.B. 50.94483) Längengrad (z.B.: 6.94066) 

Begründung des Standortwechsels: 

Hinweis: Nachweise im Zusammenhang mit dem Standortwechsel werden bei Bedarf durch das Bundesamt angefor-

dert. 

Auswählen

Auswählen

Auswählen

Auswählen
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5. Änderung der den/die Zuwendungsempfänger/in betreffenden Angaben*
*Mehrfachnennung möglich

Änderung von: Alt: Neu: 

☐ Name

ggf. 

Registergericht/Registernummer 

 /

ggf. 

Registergericht/Registernummer 

☐ Rechtsform

☐ Anschrift

☐ Bankverbindung

Zum  (TT.MM.JJJJ – Datum der rechtsgültigen Änderung) 

6. Wechsel der Rechtsperson des/der Zuwendungsempfängers/in**
**lediglich eine Ankreuzung möglich

Durch: Alt: Neu: 

☐ Fusion

ggf. 

Registergericht/Registernummer 

ggf. 

Registergericht/Registernummer 

☐ Abspaltung

☐ Übernahme

Zum                                    (TT.MM.JJJJ – Datum der rechtsgültigen Änderung) 

Das unter „Neu“ benannte Unternehmen ist Rechtsnachfolger/in des unter „Alt“ benannten Unternehmens. 

☐ Ja ☐ Nein

7. Unternehmensauflösung

Zum  (TT.MM.JJJJ – Datum der rechtsgültigen Änderung) 

ggf. Registergericht/Registernummer /

 /

 /  /
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8. Sonstige Mitteilungen

☐ Über das Vermögen meines/unseres Unternehmens wurde ein Insolvenzverfahren beantragt/eröffnet;

Aktenzeichen des Insolvenzgerichts: . 

☐ Sonstiges:

9. Erklärungen

☐ Ich/Wir erkläre/n, dass alle in diesem Formular gemachten Angaben vollständig und richtig sind und durch geeignete

Unterlagen belegt werden können.

☐ Mir/Uns ist bekannt, dass Zuwendungen, deren Bewilligung aufgrund falscher oder unvollständiger Angaben

durch die Zuwendungsempfänger/innen oder wegen Nichtbeachtung der geltenden Richtlinien und Bestimmungen

des Zuwendungsbescheides erlangt wurden, entsprechend den einschlägigen Vorschriften zuzüglich Zinsen zu-

rückzuzahlen sind.

☐ Mir/Uns ist auch bekannt, dass die beantragte und bewilligte Zuwendung eine Subvention im Sinne des

§ 264 Strafgesetzbuch (StGB) darstellt und dass ein Subventionsbetrug strafbar ist. Die einzelnen Regelungen des

§ 264 StGB sowie der §§ 3, 4 Subventionsgesetz (SubvG) sind mir/uns bekannt.

Die subventionserheblichen Tatsachen, hinsichtlich derer unrichtige oder unvollständige Angaben eine Strafbarkeit 
wegen Subventionsbetruges nach sich ziehen können, sind: 

 Tatsachen, die für die Bewilligung und Gewährung einer Zuwendung maßgeblich sind,

 Tatsachen, die für die Weitergewährung, das Belassen oder die Rückforderung der Zuwendung von Bedeutung
sind,

 die angegebenen Tatsachen im Verwendungsnachweis, die die zweckentsprechende Verwendung der Zuwendung
betreffen.

☐ Mir/Uns ist bekannt, dass ich/wir verpflichtet bin/sind, unverzüglich alle Änderungen der vorgenannten subven-

tionserheblichen Tatsachen gegenüber dem Bundesamt mitzuteilen. Ferner ist mir/uns bekannt, dass gemäß § 4
Abs. 1 SubvG im Falle von Scheingeschäften oder Scheinhandlungen der verdeckte Sachverhalt maßgeblich ist.

Die in dieser Änderungsmitteilung einschließlich der jeweiligen Anlagen enthaltenen Daten verarbeitet das Bundesamt 
durch die hierfür zuständigen Beschäftigten nur zur Bearbeitung Ihres Antrags/Zwischennachweises/Verwendungsnach-
weises und zur Erstellung anonymisierter ggf. nicht anonymisierter Statistiken und ggf. für die TAM-Datenbank. 

Die Bearbeitung und die Entscheidung über Ihren Antrag/Zwischennacheis/Verwendungsnachweis erfolgen nicht aus-
schließlich automatisiert nach Maßgabe der hierfür geltenden Rechtsvorschriften, vgl. Art. 107 Absatz 1, Art. 107 Absatz 
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3 Buchstabe c AEUV und unter Berücksichtigung der Leitlinien für staatliche Klima-, Umweltschutz- und Energiebeihilfen 
2022 (2022/C 80/01) und der Richtlinie KsNI. 

Ihre Daten werden grundsätzlich nicht an Dritte weitergegeben; eine Weitergabe erfolgt nur ausnahmsweise, wenn dies 
auf Grund der Richtlinie KsNI erforderlich oder das Bundesamt zur Weitergabe gesetzlich verpflichtet ist (z.B. gegenüber 
dem Bundesrechnungshof). 

Ihre Daten werden gelöscht, sobald und soweit sie für die Bearbeitung Ihres Antrags nicht mehr benötigt werden und die 
maßgeblichen haushalterischen Aufbewahrungsfristen abgelaufen sind (hier: 10 Jahre nach Abschluss des Zuwendungs-
verfahrens). 

Mit Ihrer Unterschrift auf dieser Änderungsmitteilung willigen Sie ein, dass das Bundesamt Ihre darin enthaltenen perso-
nenbezogenen Daten verarbeitet, soweit dies für die Durchführung Ihres Antrags-/Verwendungsnachweisverfahrens ein-
schließlich Rechnungsprüfung, sowie für Monitoring und Erfolgskontrolle erforderlich ist. 

Sie können diese Einwilligung jederzeit gegenüber der verantwortlichen Stelle widerrufen. In diesem Fall ist dem Bundes-
amt allerdings eine Weiterbearbeitung Ihres Antrags/ Zwischennachweises/Verwendungsnachweises nicht mehr möglich. 

Bei Fragen speziell zum Datenschutz einschließlich Ihrer Rechte als betroffene Person können Sie über folgende E-
Mail-Adresse Kontakt mit uns aufnehmen: mailto:datenschutz@bag.bund.de. Detailliertere Informationen hierzu finden 
Sie auch auf der Internetseite des Bundesamtes www.bag.bund.de.  

Ort, Datum Unterschrift des/der Antragstellers/in 

oder des/der gesetzlichen Vertreters/in 

oder des/der Bevollmächtigten 

(und ggf. Firmenstempel) 
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	Straße Hausnummer: 


